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Geſetzblatt | 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 41 Ausgegeben Danzig, den 10. Mai 1939 
Tag Inhalt: Seite 
9. 5. 1939 3. Verordnung zur ee der Verordnung über die Förderung und Sicherſtellung der jüdiſchen 
Auswanderung aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 3. März 193v˖•ʃ.109vu9s. 259 
89 3. Verordnung 


zur Durchführung der Verordnung über die Förderung und Sicherſtellung der jüdiſchen Auswanderung 
aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 3. März 1939 (G. Bl. S. 89). 


Vom 3. Mai 1939. 


Auf Grund des § 7 der Verordnung zur För derung und Sicherſtellung der jüdiſchen Auswande⸗ 
rung aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 3. März 1939 (G. Bl. S. 89) wird folgendes 
angeordnet: 

si 

Der Beauftragte des Senats ſtellt nach Anhörung des Finanzſenators unter Berückſichtigung der 
Aufwendungen, die zur Förderung der jüdiſchen Auswanderung aus dem Gebiet der Freien Stadt 
Danzig gemacht wurden und vorausſichtlich gemacht werden, einen Plan auf, nach welchem die Mit- 
glieder des Gewährsverbandes zur Aufbringung der Mittel herangezogen werden. Dieſer Plan kann 
ergänzt werden, ſofern die Förderung der jüdiſchen Auswanderung weitere Mittel notwendig macht. 


8 2 

(1) Im Rahmen des Planes kann der Beauftragte des Senats gegen die Mitglieder des Haf- 
tungs⸗ und Gewährsverbandes Haftungsbeſcheide erlaſſen. 

(2) Gegen den Haftungsbeſcheid iſt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach Zuſtellung die 
Beſchwerde an den Senat der Freien Stadt Danzig zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende 
Wirkung. 

83 

(1) Für die Zuſtellung der Haftungsbeſcheide gelten die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
Zuſtellungen von Amtswegen. 

(2) Der Beauftragte des Senats kann auch durch eingeſchriebenen Brief zustellen. Die Zuſtellung 
gilt mit dem dritten Tage nach der Aufgabe zur Poſt als bewirkt, es ſei denn, daß der Zuſtellungs⸗ 
empfänger glaubhaft macht, daß ihm das zuzuſtellende Schriftſtück nicht innerhalb dieſer Zeit zuge- 
gangen iſt. 

8 4 

Perſonen, die Mitglieder des Haftungs- und Gewährsverbandes ſind, aber ihren Wohnſitz im 
Auslande haben, haben dem Beauftragten des Senats auf Verlangen einen Vertreter im Inlande zu 
beſtellen, der ermächtigt iſt, Schriftſtücke zu empfangen, die für ſie beſtimmt ſind. Unterlaſſen ſie dies, 
ſo gilt ein Haftungsbeſcheid bei Zuſtellung unter Einſchreiben mit der Aufgabe zur Poſt als zugeſtellt, 
ſelbſt wenn er als unbeſtellbar zurückkommt. 


8 5 
Iſt der Aufenthaltsort deſſen, dem zugeſtellt werden ſoll, unbekannt oder feine Wohnung nicht 
zu ermitteln, ſo kann die Zuſtellung an ihn dadurch bewirkt werden, daß der Haftungsbeſcheid an der 
für die Bekanntmachungen des Polizeipräſidiums Danzig beſtimmten Stelle angeheftet wird. Die Zus 
ſtellung gilt als bewirkt, wenn ſeit der Anheftung 2 Wochen verſtrichen find. Dieſe Art der Zuſtellung 
iſt auch zuläſſig, wenn bei einer Zuſtellung im Auslande die Befolgung der dafür beſtehenden Vor- 
ſchriften unausführbar iſt oder keinen Erfolg verſpricht. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 5. 1939.) 
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86 
(1) Leitungen, die auf Grund des Haftungsbeſcheides geſchuldet werden, können im Verwaltungs- 
wege erzwungen werden. Die Beitreibung dieſer Leiſtungen wird der Steuerverwaltung übertragen, die 
ſie nach den Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes durchzuführen hat. 
(2) Die Anſprüche des aus dem Haftungsbeſcheid Berechtigten verjähren in 5 Jahren. Die Vor⸗ 
ſchriften des Steuergrundgeſetzes über Verjährung und die zu ſeiner Durchführung enen und 
noch ergehenden Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung. 


8 7 
Die Durchführungsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. Mai 1939. 


f Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 15 50 b Greiſer Huth 
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